
Auszug aus der nicht genehmigten Niederschrift

Erstellt am:  09.12.2020

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Ausschuss für Personal, Organisation und 
Digitalisierung

03.12.2020 öffentlich

zu TOP 4.1.1
Masterplan „Digitale Verwaltung - Arbeiten 4.0“
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 18828-20)

Der Tagesordnungspunkt wird gemeinsam mit TOP 4.1.2 behandelt. 

Hierzu liegt folgende Stellungnahme des Personalrates vor: 

Sehr geehrte Frau Dr. Tautorat, sehr geehrte Ausschussmitglieder,

die Drucksache Nr. 18828-20 vom 18.11.20 wird am 03.12.2020 zunächst in Ihrem 
Ausschuss behandelt. 

Der Personalrat hat dazu folgende Anmerkungen:

Wir halten es für bedenklich, dass in der Drucksache unter „Personelle 
Auswirkungen“ die dringlich erforderlichen und konkret ermittelten Stellenbedarfe 
nicht erwähnt werden. Stattdessen soll der wichtige wie kritische Personalbedarf 
später (also frühestens 2021) in einer gesonderten Vorlage dargestellt werden. 
Gleichwohl (und das begrüßen wir sehr) wird in dem Abschlussbericht unter Punkt 5 
(ab Seite 41) sehr wohl dargestellt, welcher Stellenmehrbedarf pro Maßnahme 
entsteht. 

Für die Umsetzbarkeit von Zielen und die Durchführbarkeit von Maßnahmen ist 
allerdings wichtig, dass auch dargestellt wird, wie viele der bereits genehmigten 
Stellen zwischenzeitlich besetzt werden konnten. Relevant für die Ermöglichung 
einer Aufgabenerledigung kann nur die Anzahl der Kräfte sein, die tatsächlich
die zusätzlichen Arbeiten bereits aufgenommen haben!

Ebenso halten wir es für bedenklich, dass unter „Finanzielle Auswirkungen“ die für 
die Umsetzung von Zielen bzw. für die Durchführung erforderlichen Geldbeträge nicht 
einmal skizziert werden. Frühestens in der Haushaltsplanung 2022 ff. will man sich 
des Themas annehmen! Und in der Zwischenzeit – soll da nichts passieren? 

Mit freundlichen Grüßen

Christoph Schefers
Vorsitzender

Herr Stadtrat Uhr berichtet mündlich zum Masterplan „Digitale Verwaltung“. Die Präsentation 
ist diesem Protokoll als Anlage 3 beigefügt. 

Herr Vogeler (CDU-Fraktion) bittet im Namen seiner Fraktion darum, dass es ab jetzt in jeder 
Ausschusssitzung des APOD einen Sachstandsbericht gibt.
Zum PR-Schreiben teilt Herr Vogeler mit, dass es im AFBL bereits eine Vorlage gegeben 
habe (Drucksache 19027-20), in der es den entscheidenden Passus gab, dass dem Thema 
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Digitalisierung sukzessive 38,5 weitere Planstellen eigereicht werden sollen. Die Kosten 
hierfür sollen sich auf  drei Millionen Euro pro Jahr belaufen.  
Für die CDU-Fraktion stelle sich hier die Frage, warum diese Planstellen nicht in der Vorlage 
erwähnt werden, da durchaus bekannt sei, dass für diese Thematik Personal benötigt werde.

Herr Gebel (Fraktion Die LINKE+) wünscht sich ebenfalls eine kontinuierliche Begleitung im 
APOD. 

Er erläutert, dass es im Masterplan zwar eine Zusammenarbeit mit der 
Datenschutzbeauftragten gebe, allerdings fehle ihm die Mitwirkung der 
Behindertenbeauftragten zum Thema Barrierefreiheit. Er empfiehlt, enger mit dieser 
zusammenzuarbeiten. 
Weiterhin wird im Bericht darauf verwiesen, dass man mit dem Rechnungsprüfungsamt 
(RPA) zusammen arbeite. Er wünsche eine Erläuterung, wie genau diese Zusammenarbeit 
abläuft, da das RPA bisher die Meinung vertreten habe, dass es nicht im Vorfeld beratend 
oder begleitend zur Seite stehe, da man sonst im Nachgang vor der nachvollziehbaren 
Problemstellung stehe, die eigene Arbeit kontrollieren zu müssen. Er würde hierzu gerne 
eine Stellungnahme des RPA erhalten.
Er begrüße es weiterhin sehr, dass die DMS-Lösung soweit sei, dass eine Ausschreibung 
stattfinde. Hierzu würde er gerne erfahren, ob die Ausschreibung plattformunabhängig sei 
oder ob sie an bestimmte Betriebssysteme gebunden sei. Die Begriffe „Datensouveränität“ 
oder „Freie Software“ finden sich seiner Meinung nach nicht wieder. 
Bezüglich des Beschäftigtenportals berichtet er, dass dieses bei der TU Dortmund sehr weit 
vorangeschritten sei und man sich dort viel abschauen könne. 
Beim Serviceportal vermisse er den Mehrwert. Hier fehle ihm die Möglichkeit, den Verlauf 
einer Bearbeitung einzusehen. Den Bearbeitungsstand möchte er jederzeit überprüfen 
können, um gegebenenfalls nachzusteuern. Diese Ziele seien hier nicht vermerkt. 
Zum Pilotprojekt Microsoft Teams  gibt er zu bedenken, dass es von mehreren 
Landesdatenschutzbeauftragten als hoch kritisch eingestuft werde, auch wenn es im 
Vergleich zur  Cisco Webex Lösung eine enorme Verbesserung darstelle. Man sollte sich 
den Schwierigkeiten bewusst sein, mit denen dieses Projekt verbunden ist. 
Weiterhin wünsche er sich Erläuterungen zur erwähnten Databox. Er habe eine 
gleichnamige Website gefunden und möchte wissen, ob es sich hierbei um einen US 
amerikanischen Anbieter handele, der mit einer Art Cloud arbeite. Sollte dies der Fall sein, 
wünsche er sich Erläuterungen dahingehend, wie der Anbieter mit den Daten umgehe.

Herr Uhr bedankt sich zunächst für den Hinweis bezüglich der Barrierefreiheit und nehme 
diesen gerne an. Weiterhin erläutert er in Bezug auf die Thematik mit dem RPA, dass es 
eine Lenkungsgruppe gab, in der alle Ämter des Dezernates vertreten waren, sowie auch die 
Jugendvertretung und der Personalrat. Hier habe man dem RPA frühzeitig angeboten, von 
Anfang an dabei zu sein. Man sei an vielen Stellen der Meinung, dass man Neuland betreten 
habe und dabei wäre es hilfreich, wenn das RPA bereits von Beginn an zur Kenntnis nimmt, 
wie der Entstehungsprozess ist, damit man diesen im Nachgang nicht nachvollziehen 
müsse. Es sei nicht geplant, dass das RPA aktiv am Prozess teilnehme.  

Herr Zilian (10/FBL) bezieht sich zunächst auf die Ausschreibung zur E-Akte und teilt mit, 
dass man sich im Rahmen der Ausschreibung von Externen beraten lassen habe. Es gebe 
an dieser Stelle keinen typischen Marktführer. Im Rahmen der Ausschreibung sei eine „Top 
5“ ermittelt worden, welche ihre Lösungen demnächst vorstellen werden. Dazu werde man 
auch über Pilotämter sprechen. 
Er erläutert, dass die E-Akte ein Thema sei, welches eine große Herausforderung sei und zu 
den Top 10 Themen gehöre.  
Bezüglich der Databox erklärt er, dass es sich hier um einen Clouddienst handele, den man 
von einem deutschen IT-Dienstleister eingekauft habe. Dieser Clouddienst sei eine 
Eigenentwicklung, die nichts mit dem US-amerikanischen Raum zu tun habe.
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Beim Thema Serviceportal sei es für ihn selbstverständlich, dass man sich als Bürgerin und 
Bürger nach dem Sachstand seines Antrages erkundigen könne. Das OZG verlange 
zunächst „nur“, dass Bürgerinnen und Bürger ihre Anträge online stellen können. Die 
Herausforderung hierbei sei es, die Fachverfahren mit dem Serviceportal zu verknüpfen, 
damit der Sachstand eingesehen werden kann.

Frau Spiekermann (Fraktion FDP/Bürgerliste) erläutert, dass sie zwar verschiedene 
Maßnahmen in dem Masterplan erkenne, allerdings keine eindeutige Strategie. Für sie sei 
die zunächst nötige Infrastruktur wie die Ausstattung mit Glasfaser und WLAN zunächst 
zwingend notwendig, dies sei allerdings noch keine Digitalisierung. In Schulen zum Beispiel 
gehöre neben der Ausstattung von WLAN und Hardware auch der entsprechende Support 
dazu. Ihr fehle die Substanz im Masterplan. 

Herr Uhr erläutert, dass man zunächst Zeitziele und Ressourcen bestimme, welche man mit 
Zeitplänen und Prioritäten hinterlegen müsse. Themen wir Support seien selbstverständlich 
bekannt und in Bearbeitung. Hierzu gebe es bereits mehrere Vorlagen, allerdings könne man 
nicht alles zum Thema Support im Masterplan niederschreiben. 
Insgesamt setze er sehr auf die Zusammenarbeit mit dem neu gegründeten Ausschuss und 
auf die neue Komponente D (Digitalisierung).

Herr Gurowietz (Fraktion Bündnis90/Die Grünen) erläutert, dass es sich hier um einen 
lebendigen und dynamischen Prozess handele. Er kann sich nicht vorstellen, dass die 
genannten identifizierten 24 Maßnahmen das Ende der Fahnenstange seien um die digitale 
Zukunft zu meistern. Vielmehr sei es ein Prozess, den die Verwaltung durchlaufen müsse. Er 
sei der Meinung, dass man insgesamt zu langsam sei. 2018 sei man zur digitalsten Stadt 
ernannt worden. 2019 gab es dann ein Ranking durch den Bitcomverband, in welchem 
Dortmund sehr weit vorne lag. In 2020 hat die Stadt Dortmund dann im Bereich „Digitale 
Verwaltung“ 41 Plätze verloren. 
Auch er sei der Meinung, dass Zeitpläne und Prioritätenlisten entwickelt werden müssen. Er 
gibt an, dass Politik an der Stelle gerne helfen und mitbestimmen möchte.

Herr Waßmann (CDU-Fraktion) geht erneut auf die 38,5 Stellen ein, welche zwar im AFBL 
besprochen wurden, den APOD allerdings nicht erreicht habe. Er teilt mit, dass solche 
personellen Entscheidungen auch diesen Ausschuss thematisiert werden müssen. 
Die große Herausforderung sei es jetzt für Effizienz zu sorgen. Politik müsse den Masterplan 
begleiten und die Verwaltung müsse ihn mit Leben füllen. 

Herr Uhr geht ebenfalls auf die Stellenbedarfe ein und teilt mit, dass es hierzu eine eigene 
Vorlage geben werde, die dem Ausschuss vorgelegt werde. 

Frau Dr. Tautorat (Vorsitzende) fragt nach, ob der Antrag der CDU-Fraktion und der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, welcher für den TOP 4.1.2 vorgesehen ist, direkt mit behandelt 
werden solle. 

Herr Vogeler (CDU-Fraktion) bejaht die Frage und erläutert den als Tischvorlage 
vorliegenden Antrag. 

Tagesordnungspunkt Memorandum zur Digitalisierung 2020 bis 2025 

Beschlussvorschlag 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 
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die Fraktionen der CDU und Bündnis 90/Die Grünen bitten den Ausschuss um 
Beratung und Beschlussfassung des folgenden Antrags: 

1. Der Rat der Stadt Dortmund beschließt ein Memorandum zur Digitalisierung 2020 
bis 2025. 

2. Das Memorandum zur Digitalisierung 2020 bis 2025 ist das zentrale 
Instrumentarium zur Steuerung der Digitalisierungsprozesse in der Stadt. Es stellt 
die strategische Basis für die dafür anstehenden Projekte und Prozesse dar 
(Roadmap). 

3. Das Memorandum zur Digitalisierung 2020 bis 2025 ist dabei von dem 
Leitgedanken geprägt, Digitalisierung nicht um ihrer selbst Willen durchzusetzen, 
sondern um einen Mehrwert für die Stadt, die Stadtverwaltung und die hier 
lebenden und arbeitenden Menschen zu schaffen.

4. Hierfür nimmt das Memorandum zur Digitalisierung 2020 bis 2025 in einer 
Binnenperspektive die Stadtverwaltung in den Fokus und in einer 
Außenperspektive die Stadt selbst. Zielperspektive für 2025 ist eine Stadt 
Dortmund, die im bundesweiten Vergleich einen der höchsten 
Digitalisierungsgrade in Deutschland aufweist. 

5. Mit Blick auf die Stadtverwaltung nimmt das Memorandum zur Digitalisierung 
2020 bis 2025 den Masterplan „Digitale Verwaltung – Arbeiten 4.0“ auf und geht 
darüber hinaus. Folgende Zielsetzungen sind bis 2025 zu verwirklichen: 

 Nachhaltige Digitalisierung durch Kopplung von Verwaltungsprozessen ohne 
Medienbrüche und nicht bloße Schaffung von Portallösungen für die 
BürgerInnen. 

 Erste Stadtämter arbeiten vollkommen digital. 

 Erzielung von Effizienzgewinnen, Verkürzung von Bearbeitungszeiten durch 
digitalen Dokumentenfluss innerhalb der Verwaltung, 

 Erleichterte Handhabung der Behördenangelegenheiten für Bürgerinnern und 
Bürger durch digitale Zugänge und/oder Apps. Mehrsprachige 
Nutzungsmöglichkeiten. Serviceverbesserung 

 Nutzung von Digitalisierungseffekten bei der Bewältigung des 
demographischen Wandels bei der Stadtverwaltung. 

 Das Dortmunder Systemhaus (Dosys) wird für die operative Umsetzung der 
Digitalisierungsprozesse zuständig und „denkt“ dabei die nötigen Maßnahmen 
und ihre Umsetzung. Zur Verdeutlichung dieser Zuständigkeit wird aus Dosys 
das Amt für Digitales und Informationstechnik (DIGIT). 

 Berücksichtigung der von EU, Bund und Land vorgegebenen 
Rahmenbedingungen (z.B. Onlinezugangsgesetz, E-Government-Gesetz NRW, 
DSGVO). 
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 Datenschutz, Datensicherheit und digitale Barrierefreiheit für die BürgerInnen 
ist obligatorisch.

6. Mit Blick auf die Stadt selbst dient das Memorandum zur Digitalisierung 2020 bis 
2025 dazu, den Breitbandausbau, die Digitalisierung der Schulen und den 
SmartCity-Prozess zu begleiten und zu beschleunigen. Darüber hinaus sind 
weitere Themenfelder denkbar, wie bspw. die Einrichtung intelligenter 
Verkehrsleitsysteme oder die Realisierung einer Teststrecke für autonomes Fahren 
in der Stadt. 

7. Das Memorandum zur Digitalisierung 2020 bis 2025 bezieht die Stakeholder des 
Digitalisierungsprozesses mit in den Prozess ein. Stakeholder sind der VV, die 
Mitarbeitenden der Stadtverwaltung und der Personalrat, das Chief 
Information/Innovation Office (CIIO), die BürgerInnen der Stadt und weitere vom 
Digitalisierungsprozess betroffene Personen und Institutionen. 

8. Die Verwaltung wird den Mitgliedern des Ausschusses für Personal, Organisation 
und Digitalisierung, beginnend mit der Ausschusssitzung im März 2021 in 
vierteljährlichen Projektsitzungen über den Stand der Umsetzung des 
Memorandums zur Digitalisierung 2020 bis 2025 berichten. 

Begründung 
Die Digitalisierung ist eines der Kernthemen in den kommenden Jahren für die 
Zukunftsfähigkeit der Stadt Dortmund. Mit dem Memorandum zur Digitalisierung 
2020 bis 2025 legt der Rat der Stadt den Rahmen zur Ausgestaltung des 
Digitalisierungsprozesses in der Stadt Dortmund fest. Für die operative Umsetzung 
des Memorandumsprozesses ist der Ausschuss für Personal, Organisation und 
Digitalisierung politisch verantwortlich, der damit seiner seit dieser Wahlperiode 
bestehenden umfassenden Kompetenz für das Thema der Digitalisierung nachkommt. 

Herr Gebel teilt mit, dass der Antrag zu kurzfristig vorgelegt wurde. Weiterhin hätte er sich 
gewünscht, dass man im Vorfeld gemeinsam über einen solchen Antrag beraten hätte. 
Inhaltlich müsse seiner Meinung nach noch klargestellt werden, dass dieses Memorandum 
auf keinen Fall dem Masterplan widerspreche. 
Er glaube weiterhin nicht, dass ein solcher Antrag im Ausschuss beschlossen werden könne. 
Zwar soll durch den Antrag der Masterplan ergänzt werden, seiner Meinung nach wird hier 
jedoch etwas über den Masterplan gestellt, was in diesem Ausschuss so nicht beschlossen 
werden könne. Er schlägt vor, den Antrag als eingebracht zu betrachten und an den Rat zu 
überweisen. 

Herr Giebel (SPD-Fraktion) ist überrascht über den Antrag. Er Schließt sich dem Vorschlag 
von Herrn Gebel an und sieht die Zuständigkeit im Rat.

Herr Gurwowietz teilt mit, dass der Antrag dem Wunsch des alten APO entspreche. Der 
Wunsch der Politik sei es ganz klar, hier mitzugestalten. Seiner Fraktion sei es daher 
besonders wichtig, dass bei einer Überweisung im Rat über den Antrag befunden werde. 

Frau Spiekermann schließt sich Herrn Giebel an. Ihrer Meinung nach gebe es im Antrag 
Maßnahmen, über die man noch einmal sprechen müsse. Sie bittet auch darum, dass die 
Fraktionen Gelegenheit bekommen, sich auszutauschen. 
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Herr Heymann (SPD-Fraktion) findet es schade, dass man im Vorfeld nicht über den Antrag 
informiert wurde. Es wäre wünschenswert, wenn dies ein gemeinsamer Antrag gewesen 
wäre, der aus der Mitte des Ausschusses käme. Er schlägt vor, den Antrag an den Rat zu 
überweisen. 

Herr Waßmann schlägt vor, zunächst über die Vorlage zu befinden und zu beschließen, den 
Antrag der CDU-Fraktion und der Fraktion Bündnis90/Die Grünen an den Rat zu überweisen. 
Er bittet bereits im Vorfeld darum, dann im Rat eine Entscheidung zu treffen. 

Frau Stackelbeck (Bündnis90/Die Grünen) schlägt vor, den Masterplan dann ebenfalls nicht 
zu empfehlen. Aus ihrer Sicht sei der Antrag so mit dem Masterplan verbunden, dass man 
gemeinschaftlich entscheiden sollte. 

Herr Giebel habe noch Klärungsbedarf in Bezug auf den Antrag. Er könne heute noch keine 
eindeutige Richtung für die Ratssitzung vorgeben. 

Herr Gebel schlägt vor, dass sich Fraktionen bereits vor der Ratssitzung zusammensetzen 
und beraten. 

Frau Spiekermann möchte den Masterplan empfehlen und den Antrag an den Rat 
überweisen. 

Herr Heymann schließt sich Frau Spiekermann an und schlägt auch ein Treffen der 
Fraktionien vor der Ratssitzung vor. 

Herr Waßmann teilt mit, dass seine Fraktion für sinnvolle Ergänzungen des Antrages offen 
sei und bittet um Entscheidung im Rat. 

Im Anschluss an die Diskussion empfiehlt der Ausschuss für Personal, Organisation und 
Digitalisierung dem Rat der Stadt Dortmund einstimmig, bei Enthaltung der Fraktion 
FDP/Bürgerliste sowie der Fraktion Bündnis90/Die Grünen und in Abwesenheit der Fraktion 
DiePartei, den Masterplan „Digitale Verwaltung - Arbeiten 4.0“ und die diesem 
zugrundeliegende digitale Strategie zu beschließen.

Den gemeinsamen Antrag der CDU-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
überweist der Ausschuss für Personal, Organisation Digitalisierung an den Rat.
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Erstellt am:  21.12.2020

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Rat der Stadt 17.12.2020 öffentlich

zu TOP 10.6
Masterplan „Digitale Verwaltung - Arbeiten 4.0“
Beschluss
(Drucksache Nr.: 18828-20)

Dem Rat der Stadt liegt nachfolgende Überweisung des Ausschusses für Personal, Organisation und 
Digitalisierung vom 09.12.2020 vor:

Der Tagesordnungspunkt wird gemeinsam mit TOP 4.1.2 behandelt.

Hierzu liegt folgende Stellungnahme des Personalrates vor:

Sehr geehrte Frau Dr. Tautorat, sehr geehrte Ausschussmitglieder,
die Drucksache Nr. 18828-20 vom 18.11.20 wird am 03.12.2020 zunächst in Ihrem
Ausschuss behandelt.

Der Personalrat hat dazu folgende Anmerkungen:

Wir halten es für bedenklich, dass in der Drucksache unter „Personelle
Auswirkungen“ die dringlich erforderlichen und konkret ermittelten Stellenbedarfe
nicht erwähnt werden. Stattdessen soll der wichtige wie kritische Personalbedarf
später (also frühestens 2021) in einer gesonderten Vorlage dargestellt werden.
Gleichwohl (und das begrüßen wir sehr) wird in dem Abschlussbericht unter Punkt 5
(ab Seite 41) sehr wohl dargestellt, welcher Stellenmehrbedarf pro Maßnahme
entsteht.

Für die Umsetzbarkeit von Zielen und die Durchführbarkeit von Maßnahmen ist
allerdings wichtig, dass auch dargestellt wird, wie viele der bereits genehmigten
Stellen zwischenzeitlich besetzt werden konnten. Relevant für die Ermöglichung
einer Aufgabenerledigung kann nur die Anzahl der Kräfte sein, die tatsächlich
die zusätzlichen Arbeiten bereits aufgenommen haben!

Ebenso halten wir es für bedenklich, dass unter „Finanzielle Auswirkungen“ die für
die Umsetzung von Zielen bzw. für die Durchführung erforderlichen Geldbeträge nicht
einmal skizziert werden. Frühestens in der Haushaltsplanung 2022 ff. will man sich
des Themas annehmen! Und in der Zwischenzeit – soll da nichts passieren?

Mit freundlichen Grüßen

Christoph Schefers
Vorsitzender

Herr Stadtrat Uhr berichtet mündlich zum Masterplan „Digitale Verwaltung“. Die Präsentation
ist diesem Protokoll als Anlage 3 beigefügt.

Herr Vogeler (CDU-Fraktion) bittet im Namen seiner Fraktion darum, dass es ab jetzt in jeder
Ausschusssitzung des APOD einen Sachstandsbericht gibt.
Zum PR-Schreiben teilt Herr Vogeler mit, dass es im AFBL bereits eine Vorlage gegeben
habe (Drucksache 19027-20), in der es den entscheidenden Passus gab, dass dem Thema 
Digitalisierung sukzessive 38,5 weitere Planstellen eigereicht werden sollen. Die Kosten
hierfür sollen sich auf drei Millionen Euro pro Jahr belaufen.
Für die CDU-Fraktion stelle sich hier die Frage, warum diese Planstellen nicht in der Vorlage
erwähnt werden, da durchaus bekannt sei, dass für diese Thematik Personal benötigt werde.

Herr Gebel (Fraktion Die LINKE+) wünscht sich ebenfalls eine kontinuierliche Begleitung im
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APOD.

Er erläutert, dass es im Masterplan zwar eine Zusammenarbeit mit der
Datenschutzbeauftragten gebe, allerdings fehle ihm die Mitwirkung der
Behindertenbeauftragten zum Thema Barrierefreiheit. Er empfiehlt, enger mit dieser
zusammenzuarbeiten.
Weiterhin wird im Bericht darauf verwiesen, dass man mit dem Rechnungsprüfungsamt
(RPA) zusammen arbeite. Er wünsche eine Erläuterung, wie genau diese Zusammenarbeit
abläuft, da das RPA bisher die Meinung vertreten habe, dass es nicht im Vorfeld beratend
oder begleitend zur Seite stehe, da man sonst im Nachgang vor der nachvollziehbaren
Problemstellung stehe, die eigene Arbeit kontrollieren zu müssen. Er würde hierzu gerne
eine Stellungnahme des RPA erhalten.
Er begrüße es weiterhin sehr, dass die DMS-Lösung soweit sei, dass eine Ausschreibung
stattfinde. Hierzu würde er gerne erfahren, ob die Ausschreibung plattformunabhängig sei
oder ob sie an bestimmte Betriebssysteme gebunden sei. Die Begriffe „Datensouveränität“
oder „Freie Software“ finden sich seiner Meinung nach nicht wieder.
Bezüglich des Beschäftigtenportals berichtet er, dass dieses bei der TU Dortmund sehr weit
vorangeschritten sei und man sich dort viel abschauen könne.
Beim Serviceportal vermisse er den Mehrwert. Hier fehle ihm die Möglichkeit, den Verlauf
einer Bearbeitung einzusehen. Den Bearbeitungsstand möchte er jederzeit überprüfen
können, um gegebenenfalls nachzusteuern. Diese Ziele seien hier nicht vermerkt.
Zum Pilotprojekt Microsoft Teams gibt er zu bedenken, dass es von mehreren
Landesdatenschutzbeauftragten als hoch kritisch eingestuft werde, auch wenn es im
Vergleich zur Cisco Webex Lösung eine enorme Verbesserung darstelle. Man sollte sich
den Schwierigkeiten bewusst sein, mit denen dieses Projekt verbunden ist.
Weiterhin wünsche er sich Erläuterungen zur erwähnten Databox. Er habe eine
gleichnamige Website gefunden und möchte wissen, ob es sich hierbei um einen US
amerikanischen Anbieter handele, der mit einer Art Cloud arbeite. Sollte dies der Fall sein,
wünsche er sich Erläuterungen dahingehend, wie der Anbieter mit den Daten umgehe.

Herr Uhr bedankt sich zunächst für den Hinweis bezüglich der Barrierefreiheit und nehme
diesen gerne an. Weiterhin erläutert er in Bezug auf die Thematik mit dem RPA, dass es
eine Lenkungsgruppe gab, in der alle Ämter des Dezernates vertreten waren, sowie auch die
Jugendvertretung und der Personalrat. Hier habe man dem RPA frühzeitig angeboten, von
Anfang an dabei zu sein. Man sei an vielen Stellen der Meinung, dass man Neuland betreten
habe und dabei wäre es hilfreich, wenn das RPA bereits von Beginn an zur Kenntnis nimmt,
wie der Entstehungsprozess ist, damit man diesen im Nachgang nicht nachvollziehen
müsse. Es sei nicht geplant, dass das RPA aktiv am Prozess teilnehme.

Herr Zilian (10/FBL) bezieht sich zunächst auf die Ausschreibung zur E-Akte und teilt mit,
dass man sich im Rahmen der Ausschreibung von Externen beraten lassen habe. Es gebe
an dieser Stelle keinen typischen Marktführer. Im Rahmen der Ausschreibung sei eine „Top
5“ ermittelt worden, welche ihre Lösungen demnächst vorstellen werden. Dazu werde man
auch über Pilotämter sprechen.
Er erläutert, dass die E-Akte ein Thema sei, welches eine große Herausforderung sei und zu
den Top 10 Themen gehöre.
Bezüglich der Databox erklärt er, dass es sich hier um einen Clouddienst handele, den man
von einem deutschen IT-Dienstleister eingekauft habe. Dieser Clouddienst sei eine
Eigenentwicklung, die nichts mit dem US-amerikanischen Raum zu tun habe. 

Beim Thema Serviceportal sei es für ihn selbstverständlich, dass man sich als Bürgerin und
Bürger nach dem Sachstand seines Antrages erkundigen könne. Das OZG verlange
zunächst „nur“, dass Bürgerinnen und Bürger ihre Anträge online stellen können. Die
Herausforderung hierbei sei es, die Fachverfahren mit dem Serviceportal zu verknüpfen,
damit der Sachstand eingesehen werden kann.

Frau Spiekermann (Fraktion FDP/Bürgerliste) erläutert, dass sie zwar verschiedene
Maßnahmen in dem Masterplan erkenne, allerdings keine eindeutige Strategie. Für sie sei
die zunächst nötige Infrastruktur wie die Ausstattung mit Glasfaser und WLAN zunächst
zwingend notwendig, dies sei allerdings noch keine Digitalisierung. In Schulen zum Beispiel
gehöre neben der Ausstattung von WLAN und Hardware auch der entsprechende Support
dazu. Ihr fehle die Substanz im Masterplan.
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Herr Uhr erläutert, dass man zunächst Zeitziele und Ressourcen bestimme, welche man mit
Zeitplänen und Prioritäten hinterlegen müsse. Themen wir Support seien selbstverständlich
bekannt und in Bearbeitung. Hierzu gebe es bereits mehrere Vorlagen, allerdings könne man
nicht alles zum Thema Support im Masterplan niederschreiben.
Insgesamt setze er sehr auf die Zusammenarbeit mit dem neu gegründeten Ausschuss und
auf die neue Komponente D (Digitalisierung).

Herr Gurowietz (Fraktion Bündnis90/Die Grünen) erläutert, dass es sich hier um einen
lebendigen und dynamischen Prozess handele. Er kann sich nicht vorstellen, dass die
genannten identifizierten 24 Maßnahmen das Ende der Fahnenstange seien um die digitale
Zukunft zu meistern. Vielmehr sei es ein Prozess, den die Verwaltung durchlaufen müsse. Er
sei der Meinung, dass man insgesamt zu langsam sei. 2018 sei man zur digitalsten Stadt
ernannt worden. 2019 gab es dann ein Ranking durch den Bitcomverband, in welchem
Dortmund sehr weit vorne lag. In 2020 hat die Stadt Dortmund dann im Bereich „Digitale
Verwaltung“ 41 Plätze verloren.
Auch er sei der Meinung, dass Zeitpläne und Prioritätenlisten entwickelt werden müssen. Er
gibt an, dass Politik an der Stelle gerne helfen und mitbestimmen möchte.

Herr Waßmann (CDU-Fraktion) geht erneut auf die 38,5 Stellen ein, welche zwar im AFBL
besprochen wurden, den APOD allerdings nicht erreicht habe. Er teilt mit, dass solche
personellen Entscheidungen auch diesen Ausschuss thematisiert werden müssen.
Die große Herausforderung sei es jetzt für Effizienz zu sorgen. Politik müsse den Masterplan
begleiten und die Verwaltung müsse ihn mit Leben füllen.

Herr Uhr geht ebenfalls auf die Stellenbedarfe ein und teilt mit, dass es hierzu eine eigene
Vorlage geben werde, die dem Ausschuss vorgelegt werde.

Frau Dr. Tautorat (Vorsitzende) fragt nach, ob der Antrag der CDU-Fraktion und der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen, welcher für den TOP 4.1.2 vorgesehen ist, direkt mit behandelt
werden solle.

Herr Vogeler (CDU-Fraktion) bejaht die Frage und erläutert den als Tischvorlage
vorliegenden Antrag.

Tagesordnungspunkt Memorandum zur Digitalisierung 2020 bis 2025

Beschlussvorschlag

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

die Fraktionen der CDU und Bündnis 90/Die Grünen bitten den Ausschuss um
Beratung und Beschlussfassung des folgenden Antrags:

1. Der Rat der Stadt Dortmund beschließt ein Memorandum zur Digitalisierung 2020
bis 2025.

2. Das Memorandum zur Digitalisierung 2020 bis 2025 ist das zentrale
Instrumentarium zur Steuerung der Digitalisierungsprozesse in der Stadt. Es stellt
die strategische Basis für die dafür anstehenden Projekte und Prozesse dar
(Roadmap).

3. Das Memorandum zur Digitalisierung 2020 bis 2025 ist dabei von dem
Leitgedanken geprägt, Digitalisierung nicht um ihrer selbst Willen durchzusetzen,
sondern um einen Mehrwert für die Stadt, die Stadtverwaltung und die hier
lebenden und arbeitenden Menschen zu schaffen.

4. Hierfür nimmt das Memorandum zur Digitalisierung 2020 bis 2025 in einer
Binnenperspektive die Stadtverwaltung in den Fokus und in einer
Außenperspektive die Stadt selbst. Zielperspektive für 2025 ist eine Stadt
Dortmund, die im bundesweiten Vergleich einen der höchsten
Digitalisierungsgrade in Deutschland aufweist.
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5. Mit Blick auf die Stadtverwaltung nimmt das Memorandum zur Digitalisierung
2020 bis 2025 den Masterplan „Digitale Verwaltung – Arbeiten 4.0“ auf und geht
darüber hinaus. Folgende Zielsetzungen sind bis 2025 zu verwirklichen:

� Nachhaltige Digitalisierung durch Kopplung von Verwaltungsprozessen ohne
Medienbrüche und nicht bloße Schaffung von Portallösungen für die
BürgerInnen.

� Erste Stadtämter arbeiten vollkommen digital.

� Erzielung von Effizienzgewinnen, Verkürzung von Bearbeitungszeiten durch
digitalen Dokumentenfluss innerhalb der Verwaltung,

� Erleichterte Handhabung der Behördenangelegenheiten für Bürgerinnern und
Bürger durch digitale Zugänge und/oder Apps. Mehrsprachige
Nutzungsmöglichkeiten. Serviceverbesserung

� Nutzung von Digitalisierungseffekten bei der Bewältigung des
demographischen Wandels bei der Stadtverwaltung.

� Das Dortmunder Systemhaus (Dosys) wird für die operative Umsetzung der
Digitalisierungsprozesse zuständig und „denkt“ dabei die nötigen Maßnahmen
und ihre Umsetzung. Zur Verdeutlichung dieser Zuständigkeit wird aus Dosys
das Amt für Digitales und Informationstechnik (DIGIT).

� Berücksichtigung der von EU, Bund und Land vorgegebenen
Rahmenbedingungen (z.B. Onlinezugangsgesetz, E-Government-Gesetz NRW,
DSGVO).

� Datenschutz, Datensicherheit und digitale Barrierefreiheit für die BürgerInnen
ist obligatorisch.

6. Mit Blick auf die Stadt selbst dient das Memorandum zur Digitalisierung 2020 bis
2025 dazu, den Breitbandausbau, die Digitalisierung der Schulen und den
SmartCity-Prozess zu begleiten und zu beschleunigen. Darüber hinaus sind
weitere Themenfelder denkbar, wie bspw. die Einrichtung intelligenter
Verkehrsleitsysteme oder die Realisierung einer Teststrecke für autonomes Fahren
in der Stadt.

7. Das Memorandum zur Digitalisierung 2020 bis 2025 bezieht die Stakeholder des
Digitalisierungsprozesses mit in den Prozess ein. Stakeholder sind der VV, die
Mitarbeitenden der Stadtverwaltung und der Personalrat, das Chief
Information/Innovation Office (CIIO), die BürgerInnen der Stadt und weitere vom
Digitalisierungsprozess betroffene Personen und Institutionen.

8. Die Verwaltung wird den Mitgliedern des Ausschusses für Personal, Organisation
und Digitalisierung, beginnend mit der Ausschusssitzung im März 2021 in
vierteljährlichen Projektsitzungen über den Stand der Umsetzung des
Memorandums zur Digitalisierung 2020 bis 2025 berichten.

Begründung
Die Digitalisierung ist eines der Kernthemen in den kommenden Jahren für die
Zukunftsfähigkeit der Stadt Dortmund. Mit dem Memorandum zur Digitalisierung
2020 bis 2025 legt der Rat der Stadt den Rahmen zur Ausgestaltung des
Digitalisierungsprozesses in der Stadt Dortmund fest. Für die operative Umsetzung
des Memorandumsprozesses ist der Ausschuss für Personal, Organisation und
Digitalisierung politisch verantwortlich, der damit seiner seit dieser Wahlperiode
bestehenden umfassenden Kompetenz für das Thema der Digitalisierung nachkommt.

Herr Gebel teilt mit, dass der Antrag zu kurzfristig vorgelegt wurde. Weiterhin hätte er sich
gewünscht, dass man im Vorfeld gemeinsam über einen solchen Antrag beraten hätte.
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Inhaltlich müsse seiner Meinung nach noch klargestellt werden, dass dieses Memorandum
auf keinen Fall dem Masterplan widerspreche.
Er glaube weiterhin nicht, dass ein solcher Antrag im Ausschuss beschlossen werden könne.
Zwar soll durch den Antrag der Masterplan ergänzt werden, seiner Meinung nach wird hier
jedoch etwas über den Masterplan gestellt, was in diesem Ausschuss so nicht beschlossen
werden könne. Er schlägt vor, den Antrag als eingebracht zu betrachten und an den Rat zu
überweisen.

Herr Giebel (SPD-Fraktion) ist überrascht über den Antrag. Er Schließt sich dem Vorschlag
von Herrn Gebel an und sieht die Zuständigkeit im Rat.

Herr Gurwowietz teilt mit, dass der Antrag dem Wunsch des alten APO entspreche. Der
Wunsch der Politik sei es ganz klar, hier mitzugestalten. Seiner Fraktion sei es daher
besonders wichtig, dass bei einer Überweisung im Rat über den Antrag befunden werde.

Frau Spiekermann schließt sich Herrn Giebel an. Ihrer Meinung nach gebe es im Antrag
Maßnahmen, über die man noch einmal sprechen müsse. Sie bittet auch darum, dass die
Fraktionen Gelegenheit bekommen, sich auszutauschen.

Herr Heymann (SPD-Fraktion) findet es schade, dass man im Vorfeld nicht über den Antrag
informiert wurde. Es wäre wünschenswert, wenn dies ein gemeinsamer Antrag gewesen
wäre, der aus der Mitte des Ausschusses käme. Er schlägt vor, den Antrag an den Rat zu
überweisen.

Herr Waßmann schlägt vor, zunächst über die Vorlage zu befinden und zu beschließen, den
Antrag der CDU-Fraktion und der Fraktion Bündnis90/Die Grünen an den Rat zu überweisen.
Er bittet bereits im Vorfeld darum, dann im Rat eine Entscheidung zu treffen.

Frau Stackelbeck (Bündnis90/Die Grünen) schlägt vor, den Masterplan dann ebenfalls nicht
zu empfehlen. Aus ihrer Sicht sei der Antrag so mit dem Masterplan verbunden, dass man
gemeinschaftlich entscheiden sollte.

Herr Giebel habe noch Klärungsbedarf in Bezug auf den Antrag. Er könne heute noch keine
eindeutige Richtung für die Ratssitzung vorgeben.

Herr Gebel schlägt vor, dass sich Fraktionen bereits vor der Ratssitzung zusammensetzen
und beraten.

Frau Spiekermann möchte den Masterplan empfehlen und den Antrag an den Rat
überweisen.

Herr Heymann schließt sich Frau Spiekermann an und schlägt auch ein Treffen der
Fraktionien vor der Ratssitzung vor.

Herr Waßmann teilt mit, dass seine Fraktion für sinnvolle Ergänzungen des Antrages offen
sei und bittet um Entscheidung im Rat.

Im Anschluss an die Diskussion empfiehlt der Ausschuss für Personal, Organisation und
Digitalisierung dem Rat der Stadt Dortmund einstimmig, bei Enthaltung der Fraktion
FDP/Bürgerliste sowie der Fraktion Bündnis90/Die Grünen und in Abwesenheit der Fraktion
DiePartei, den Masterplan „Digitale Verwaltung - Arbeiten 4.0“ und die diesem
zugrundeliegende digitale Strategie zu beschließen.

Den gemeinsamen Antrag der CDU-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
überweist der Ausschuss für Personal, Organisation Digitalisierung an den Rat.

Rm Reuter (B‘90/Die Grünen) bittet darum sowohl die Vorlage, als auch den Antrag zum 
Memorandum der Digitalisierung in den Fachausschuss zurück zu überweisen. Hintergrund sei, dass 
sich eine breite Gruppierung interfraktionell noch einmal mit diesen Fragen befasst habe, die neue 
Ideen entwickelt hätten, die nun in den Fraktionen noch einmal rückgekoppelt und beraten werden 
müssten.
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Rm Waßmann (CDU) schließt sich der Empfehlung an und befürwortet eine breite Mehrheit zum 
Antrag der CDU-Fraktion im Rat der Stadt.

Rm Kauch (FDP/Bürgerliste) schließt sich dem an und berichtet, dass er der Gruppe angehöre, die auf 
einem guten Wege sei mit einer breiten Mehrheit einen guten Antrag vorzulegen.

Auch Rm Giebel (SPD) schließt sich dem an, da auch er Mitglied dieser Gruppe sei.

OB Westphal merkt an, dass man dies auch so hätte lösen können, dass die Angelegenheit  im 
Ausschuss hätte vertagt können und sie nicht hätte in den Rat geschoben werden müssen.

Rm Gebel (Die Linke +) gibt Herrn Oberbürgermeister Westphal Recht, betont aber, dass er die jetzt 
gefundene Lösung sehr gut fände und es schätze, dass die CDU-Fraktion und die Fraktion B‘90/Die 
Grünen das Verfahren noch einmal geöffnet hätten und nicht versucht hätten ihren eigenen Antrag 
durchzuboxen und dadurch nun auch die anderen Fraktionen die Möglichkeit hätten in die Diskussion 
mit einzusteigen.

Der Rat der Stadt überweist sowohl die Vorlage, als auch die Überweisung aus dem APOD zur 
Beratung zurück an den APOD.
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